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Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Wasserversorgungssatzung 

in der aus der Anlage 1 zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 

 

Begründung: 

 

I. Allgemeine Hinweise zur Änderung des Gebührenmodells in der 

Wasserversorgungssatzung 

 

1. Wasser ist die essentielle Lebensgrundlage aller Organismen auf der Erde. Und 

doch ist es weder unbegrenzt noch leicht verfügbar. Um zu jeder Zeit auf 

frisches und qualitätsvolles Trinkwasser zugreifen zu können, muss es 

geschöpft, gefiltert, gereinigt und für jedermann zugänglich verteilt werden. 

Dies ist eine verantwortungsvolle und zugleich anspruchsvolle Aufgabe, blickt 

man beispielsweise auf die aktuellen topografischen, klimatischen oder 

ökologischen Herausforderungen der kommunalen Wasserversorgung für 

Kassel und Vellmar. Angesichts der langen Trockenperiode im vergangenen 

Sommer und der verstärkten Diskussionen über die Konzentration von 

Mikroplastik und Arzneimittelrückständen in den Gewässern, stehen Sicherheit 

und Nachhaltigkeit der Wasserversorgung mehr denn je im Fokus der 

Öffentlichkeit. Gleichzeitig ist die Versorgung mit qualitätsvollem Trinkwasser 

für die Kasseler und Vellmarer Bürger eine Selbstverständlichkeit, die ohne 

Einschränkungen aufrechterhalten werden soll. Um den hohen 

Qualitätsansprüchen der Wasserversorgung gerecht zu werden und eine 

langfristige Kostendeckung zu erreichen, müssen die Rahmenbedingungen zur 

Finanzierung der Wasserversorgung, die seit 1996 nicht geändert wurden, 

überdacht und angepasst werden. Darum wird eine Änderung der bestehenden 
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empfohlen. 

 

Da zudem in zahlreichen Satzungsbestimmungen präzisierende und 

klarstellende Änderungen anstehen, wird eine Neufassung der Satzung 

vorgeschlagen. 

 

2. Mit der vorliegenden Neufassung der Wasserversorgungssatzung wird ein 

neues Gebührenmodell verfolgt, durch das eine nachhaltige Wasserversorgung 

sichergestellt werden soll, die höchsten qualitativen und ökologischen 

Standards genügt. Um die Zukunftsfähigkeit der Wasserversorgung in Kassel zu 

gewährleisten, müssen zum einen die Wassergebühren erhöht und zum anderen 

ein höherer Anteil der Kosten über eine verbrauchsunabhängige Grundgebühr 

refinanziert werden. Obwohl die Wasserpreise in Deutschland seit 1996 um 

knapp 30 % gestiegen sind, wurden die Wassergebühren bzw. die Preise der 

Versorgung in Kassel seitdem - und damit in einem Zeitraum von mehr als 20 

Jahren - nicht mehr angehoben. Steigende Material-, Personal-, Tiefbau- und 

Energiekosten gehen einher mit strengeren Umweltauflagen und 

Anforderungen an das Reststoffmanagement. Röntgenkontrastmittel, 

Arzneimittel, Mikroplastik und andere diffuse Einträge erhöhen die 

Anforderungen an die Wasseraufbereitung. Deshalb sind hohe Investitionen 

sowohl in die Wasseraufbereitung als auch in das Wassernetz für einen 

nachhaltigen Substanzerhalt erforderlich, um trotz dieser Herausforderungen 

eine zuverlässige Wasserversorgung jederzeit zu gewährleisten. In der 

Vergangenheit wurden deutlich weniger Erlöse realisiert als es für einen 

kostendeckenden Betrieb der Wasserversorgung auf Ebene der Städtische 

Werke Netz + Service GmbH (NSG) erforderlich gewesen wäre. Dieser Zustand 

kann nicht länger aufrechterhalten bleiben, ohne Risiken für die Qualität der 

Versorgung einzugehen. Sollte eine Gebührenerhöhung unterbleiben, wären in 

Zukunft erhebliche Kostenunterdeckungen zu erwarten, die sich für die Jahre 

2020 und 2021 auf jährlich rund 9 Mio. Euro belaufen würden. Die zusätzlichen 

Mittel werden dringend benötigt, um substanzerhaltende Investitionen in das 

Wassernetz zu realisieren, neue Anforderungen an die Wasseraufbereitung zu 

erfüllen und allgemeine Kostensteigerungen aufzufangen. 
 

3. Durch das neue Gebührenmodell soll zukünftig ein um ca. 30% höheres 

Gebührenaufkommen erzielt werden, um eine kommunalabgabenrechtlich 

gebotene Kostendeckung zu erreichen. Die andere Komponente des neuen 

Gebührenkonzepts beinhaltet die Erhöhung des Anteils fixer Erlöse mittels der 

verbrauchsunabhängigen Grundgebühr. Die Wasserversorgung bedingt eine 

aufwändige Infrastruktur. Die hohe Anlagenintensität für die Wassergewinnung 

und -verteilung führt nach Analysen des VKU (Verband kommunaler 

Unternehmen e.V.) im Bundesschnitt zu einem Fixkostenanteil von 75 %. Diese 

Kosten entstehen unabhängig von der abgegebenen Wassermenge. Lediglich  
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Trinkwasserverbrauch ab. In Kassel stellt sich die derzeitige Erlösstruktur 

hinsichtlich fixer Erlösanteile weitaus nachteiliger dar:  

 

Es werden lediglich 6 % der Erlöse aus der verbrauchsunabhängigen 

Grundgebühr (bzw. aus dem Grundpreis auf der Ebene der NSG) und 94 % aus 

der verbrauchsabhängigen Benutzungsgebühr generiert. Durch die 

Erlösstruktur des neuen Gebührenmodells sollen zukünftig 33 % der Erlöse aus 

der Grundgebühr und 67 % aus der Benutzungsgebühr erwirtschaftet werden. 

Dies führt dazu, dass die Grundgebühren erhöht und die Benutzungsgebühr von 

2,00 Euro netto je Kubikmeter Wasser auf 1,85 Euro netto je Kubikmeter 

Wasser reduziert wird. Die Ermittlung der neuen Gebührensätze basiert auf 

einer Vorkalkulation des Pacht- und Dienstleistungsentgeltes der NSG auf Basis 

des öffentlichen Preisrechtes und des kommunalabgabenrechtlichen 

Gebührenbedarfes von KASSELWASSER für die Jahre 2020 und 2021. Mit einem 

höheren Anteil verbrauchsunabhängiger Gebührenerlöse wird eine Annäherung 

der Erlösstruktur an die tatsächliche Kostenstruktur erreicht. Höhere 

Grundgebühren tragen zur angemessenen Deckung fixer Investitions- und 

Instandhaltungskosten für die Wasserinfrastruktur bei und bewirken eine 

nachhaltige Sicherung der Trinkwasserversorgung. Zudem wird mit höheren 

Grundgebühren eine verursachungsgerechtere Verteilung der Kostenbelastung 

zwischen den Wasserverbrauchern erreicht. In dem neuen Gebührenmodell tritt 

neben die mengenabhängige Benutzungsgebühr und die 

zählergrößenabhängige Grundgebühr eine weitere nutzungseinheitenabhängige 

Komponente der Grundgebühr. Letztere bemisst sich nach der Anzahl und Art 

angeschlossener Nutzungseinheiten (Wohneinheiten oder gewerbliche 

Nutzungseinheiten). Mit steigender Anzahl angeschlossener Nutzungseinheiten 

an einen Hausanschluss mindert sich die Gebührenhöhe pro Nutzungseinheit 

(degressiver Gebührenverlauf). 

 

4. Kern der Neufassung der Wasserversorgungssatzung ist die Regelung der 

Grundgebühren in § 15. Die Grundgebühr setzt sich aus einer Komponente nach 

Art und Zahl der baulichen Nutzungseinheiten und einer zählerbezogenen 

Komponente zusammen. Die neue Benutzungsgebühr in § 16 der 

Wasserversorgungssatzung wurde aufgrund der neuen Gebührensystematik auf 

1,85 Euro netto je Kubikmeter Wasser statt bisher 2,00 Euro netto je 

Kubikmeter Wasser gesenkt. 

 

5. In der Satzung wurden neben den Regelungen zum Gebührenmodell zahlreiche 

Präzisierungen und Klarstellungen vorgenommen, um die Lesbarkeit zu 

verbessern und die Rechtssicherheit zu erhöhen. Die Gebühren für 

Zusatzleistungen sind nunmehr in einem Anhang gelistet (§ 16a 

Wasserversorgungssatzung i. V. m. Anhang II). Die Begriffsbestimmungen in § 2 

sind überarbeitet und der Grundstücksbegriff ist in § 2 a definiert. Die 

Regelungen über den Grundstücksanschluss in § 5 sind gestrafft und die 
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präzisiert worden. Das Direktionsrecht der Stadt Kassel in Bezug auf die 

Messeinrichtungen ist in § 11 spezifiziert und die Möglichkeit, Fernablesungen 

vorzunehmen, ist in § 12 ergänzt worden.  

Die Bestimmungen zu Festsetzung und Fälligkeit in § 21 sind angepasst worden. 

§ 27 a regelt die Befugnis der Stadt Kassel, Dritte mit der Ermittlung der 

Berechnungsgrundlagen zu beauftragen. Erläuterungen zu den einzelnen 

Änderungen finden sich unter Ziffer II. 

 

6. Die PwC Wirtschaftsprüfungsgesellschaft GmbH hat die Ausgestaltung des 

neuen Gebührenmodells betriebswirtschaftlich beraten und die PwC Legal AG 

Rechtsanwaltsgesellschaft in rechtlicher Hinsicht begleitet. Neben der externen 

Beratung durch PwC wurde das Verfahren durch das Rechtsamt der Stadt 

Kassel begleitet und die Plausibilität der beschlussrelevanten Unterlagen wurde 

bestätigt. Das Gebührenmodell hält die Vorgaben des Gesetzes über kommunale 

Abgaben (KAG) ein. Entscheidungen der hessischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 

stehen dem Gebührenmodell nicht entgegen. Das Verwaltungsgericht 

Düsseldorf hat ein vergleichbares Gebührenmodell (der Stadt Wuppertal) 

rechtskräftig bestätigt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die gesetzliche 

Regelung zur Erhebung von Grundgebühren in § 10 Abs. 3 KAG denselben 

Wortlaut wie im Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

(dort: § 6 Abs. 3) hat. 

 

7. Mit dem Beschluss zur Neufassung der Wasserversorgungssatzung kann die 

Trinkwasserversorgung für Kassel und Vellmar heute und für folgende 

Generationen sicher gewährleistet werden. Durch die Realisierung eines 

kostendeckenden Betriebs sind dringend notwendige Investitionen in die 

Wassernetze und die Wasseraufbereitung auch vor dem Hintergrund potentiell 

steigender Kosten und externer Herausforderungen langfristig tragbar. So 

profitieren die Bürgerinnen und Bürger in der Region uneingeschränkt von einer 

sicheren und selbstverständlichen Versorgung mit Trinkwasser von höchster 

Qualität. 

 

 

II. Änderungen der Wasserversorgungssatzung im Einzelnen 

 

 

1. § 1 

 

In § 1 und im gesamten Satzungstext wird der Träger der 

Wasserversorgungsaufgabe künftig klarstellend als „Stadt Kassel“ (bislang „Stadt“) 

bezeichnet. 

 

Ferner wurden in § 1 Abs. 1 die Teilgebiete der Nachbargemeinden Fuldabrück, 

Lohfelden und Fuldatal, die aufgrund von interkommunalen Vereinbarungen zum 
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sinnvoll, den Text von § 1 Abs. 1 umzustellen. 

 

 

2. § 2 und § 2 a 

 

In § 2 und § 2 a wurde der Katalog der Begriffsbestimmungen (bisher sechs 

Definitionen) auf insgesamt 18 Umschreibungen erweitert. Dies dient dazu, 

Begriffe, die in den späteren Satzungsregelungen verwendet werden, vor die 

Klammer zu ziehen. Hierdurch soll die Anwendungssicherheit und Verständlichkeit 

der Satzung erhöht werden. Zu diesem Zweck wurde die Liste der Begriffe auch 

alphabetisch geordnet. 

 

Die Neuformulierung der Definition des Festsetzungszeitraums –  in § 2 Buchstabe 

c – entspricht den Vorgaben der Rechtsprechung (VG Gießen, Beschluss vom 

26.5.2009, Az. 8 L 312/09.GI; VGH Kassel, Beschluss vom 28.8.1986, Az. 5 TH 

1870/86) und der Fachliteratur (Kommunalabgabenrecht Driehaus-Lichtenfeld § 6 

Rn. 621a; Driehaus-Holtbrügge § 2 Rn. 92).  

 

In § 2 a wurde die Umschreibung des Grundstücksbegriffs in einem eigenen 

Paragraphen separiert, weil die Regelung nicht nur eine Begriffsdefinition enthält, 

sondern in § 2 a Abs. 2 auch einen wichtigen Grundsatz für die 

Abgabenveranlagung beinhaltet, wonach jedes Gebäude separat veranlagt werden 

kann, wenn sich mehrere Gebäude auf einem Grundstück (im 

grundbuchrechtlichen Sinne) befinden. Dabei handelt es sich nicht um eine 

Neuregelung, die zu einer Änderung in der praktischen Abgabenerhebung führt. 

Bisher befand sich eine entsprechende Regelung in § 5 Abs. 4. 

 

 

3. § 5 

 

In § 5 Abs. 1 am Ende wurde eine Begriffsumschreibung gestrichen, die sich jetzt in 

§ 2 Buchstabe a findet. Die Einfügung des Wortes „separat“ in Abs. 1 Satz 2 dient 

der Klarstellung und bezweckt keine Neuregelung. 

 

In § 5 Abs. 2 und Absatz 6 wurde im Sinne einer einheitlichen Begriffsverwendung 

das Wort „Grundstücksanschlüsse“ durch „Anschlussleitungen“ ersetzt. Eine 

Neuregelung ist hiermit nicht verbunden. 

 

In § 5 Abs. 3 wurde klarstellend ergänzt, dass im Fall einer gemeinsamen 

Anschlussleitung jeder Beteiligte berechtigt und verpflichtet ist. Dies ist sinnvoll, 

weil der Stadt Kassel damit mehrere Anschlussnehmer als Abgabenpflichtige zur 

Verfügung stehen. Dies verringert das Ausfallrisiko für die Stadt. 
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In § 6 Abs. 1 wurden Ausführungen zur Kostenlast des Anschlussnehmers 

hinsichtlich der Wasserverbrauchsanlage ergänzt. 

 

In § 6 Abs. 7 wurden Vorgaben für die Ausgestaltung der 

Wasserverbrauchsanlagen präzisierend aufgenommen.  

 

Zu § 6 Abs. 8 Satz 1 wird auf den Hinweis zu § 5 Abs. 2 ergänzend verwiesen. In § 6 

Abs. 8 Satz 3 werden Vorgaben für den Anschlussnehmer zur Vorhaltung eines 

Einbauplatzes für Messeinrichtungen bestimmt. 

 

Es handelt sich um sinnvolle Klarstellungen, die keine neue Regelung der 

abgabenrechtlichen Praxis bezwecken. 

 

 

5. § 7 

 

In § 7 Abs. 3 und Abs. 4 wurden präzisierende und klarstellende Ergänzungen zur 

Nutzung von Bauwasseranschlüssen aufgenommen. Hierdurch wird keine 

Änderung der bisherigen Praxis bezweckt. 

 

 

6. § 11 

 

In § 11 Abs. 1 und im letzten Satz von Absatz 2 wurden präzisierende und 

klarstellende Ergänzungen zur Installation und Verwendung von 

Messeinrichtungen aufgenommen. Hierdurch wird keine Änderung der bisherigen 

Praxis bezweckt. 

 

In § 11 Abs. 3 wird durch eine Änderung klargestellt, dass jeder Wasserabnehmer 

die Nachprüfung der Messeinrichtung verlangen kann. 

 

In § 11 Abs. 4 (neu) wird ergänzend geregelt, wie mit den nicht mehr benötigten 

Messeinrichtungen verfahren werden soll. 

 

 

7. § 12 

 

In § 12 Abs. 1 werden die Vorgaben für die Ablesung von Messeinrichtungen 

redaktionell neu gefasst und die Möglichkeit zur Verwendung von fernabgelesenen 

Messeinrichtungen geregelt. Hierdurch wird keine Änderung der bisherigen Praxis 

bezweckt. 
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7 von 13 In § 12 Abs. 2 wird die abgabenrechtliche Befugnis zur Schätzung der 

Veranlagungsgrundlagen, die nach § 162 Abgabenordnung in Verbindung mit § 4 

Abs. 4 Nr. 4 Buchstabe b KAG besteht, präzisiert und eingegrenzt.  

 

In § 12 Abs. 3 wird - ergänzend zu den Regelungen in § 11 - bestimmt, was vom 

Anschlussnehmer bei einem Wechsel von dezentraler Messung (Verwendung 

mehrerer Wasserzähler in einem Gebäude) zu zentraler Messung (Verwendung 

eines Hauswasserzählers für das Gesamtgebäude) zu beachten ist. 

 

 

8. § 13 

 

In § 13 Abs. 1 und Abs. 2 wird durch eine Ergänzung klargestellt, dass die Befugnis 

zur Einstellung der Versorgung bei Vorliegen der Voraussetzungen auch gegenüber 

dem Wasserabnehmer besteht.  

 

In § 13 Abs. 3 (neu) wird in Ergänzung zu den Regelungen des § 11 bestimmt, was 

vom Anschlussnehmer bei einer Stilllegung der Wasserverbrauchsanlage zu 

veranlassen ist. 

 

 

9. § 15 

 

Die Neufassung des § 15 enthält die Kernregelung des neuen Gebührenmodells.  

 

Ziel der Neuregelung ist die Erhöhung des Anteils fixer Erlöse durch die 

verbrauchsunabhängige Grundgebühr. Die Erlösstruktur des neuen 

Gebührenmodells führt dazu, dass in Zukunft 33 % der Erlöse aus der Grundgebühr 

und 67 % aus der Benutzungsgebühr erwirtschaftet werden. 

 

Die Höhe der Grundgebühr hängt künftig ab von  

 

- Art und Größe der Wasserzähler auf einem Grundstück sowie von 

- Anzahl und Art der baulichen Nutzungseinheiten auf einem Grundstück. 

 

Bislang hing sie nur von Art und Größe der Wasserzähler ab.  

 

In § 15 Abs. 1 wird der neue Grundgebührenmaßstab beschrieben. Dazu werden 

die beiden Komponenten auch begrifflich als „Bereitstellungsgebühr“ und 

„Zählergebühr“ festgelegt.  

 

§ 15 Abs. 2 regelt die neue Grundgebührenkomponente „Bereitstellungsgebühr“ 

für ein Gebäude mit reiner Wohnnutzung als „Normalfall“. Die Gebührenwerte 

lassen sich für Grundstücke für bis zu 10 Wohneinheiten der Tabelle des Absatz 2 
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die für Grundstücke mit mehr als 10 Wohneinheiten anzuwenden ist.  

 

 

 

§ 15 Abs. 3 bestimmt, dass bei Grundstücken mit gewerblicher Nutzung gegenüber 

Wohnnutzungen zu differenzieren ist. Dies entspricht den Vorgaben der 

Rechtsprechung, wonach eine solche Differenzierung grundsätzlich geboten ist 

(VGH Kassel, Beschluss vom 31. Juli 2018, Az. 5 C 1771/17.N). Die Differenzierung 

erfolgt, indem für jedes Gewerbegrundstück ein Wohneinheitengleichwert gebildet 

wird und zwar unter Heranziehung der auf dem Grundstück vorhandenen 

Wasserzähler. Für Kleingewerbeeinheiten (mit einer Zählergröße von Qn 2,5 oder 

kleiner) erfolgt in § 15 Abs. 3 Satz 4 eine Gleichstellung mit Wohneinheiten. Dies ist 

angemessen, weil bei Kleingewerbeeinheiten (z. B. Ladenlokalen) keine höhere 

Inanspruchnahme der Wasserversorgungsinfrastruktur zu erwarten ist als bei 

Wohnungen. 

 

§ 15 Abs. 3 Satz 5 regelt, dass bei einer Zählerkombination (Verbundzähler), bei 

der die Zähler abwechselnd messen, der jeweilige größte Zähler der 

Zählerkombination berücksichtigt werden soll, weil dadurch die Vorhalteleistung 

angemessen berücksichtigt wird. Handelt es sich dagegen um eine 

Zählerkombination, bei der die Zähler gleichzeitig messen, sind die Zählergrößen 

durch Addition zu berücksichtigen. 

 

§ 15 Abs. 4 regelt hinsichtlich der Bereitstellungsgebühr den Fall eines 

Grundstücks, das gewerblich und zu Wohnzwecken genutzt wird. Hier sind die 

Werte, die sich aus den vorhandenen Zählern ergeben, grundsätzlich zu addieren. 

Nur wenn die Zahl der Nutzungseinheiten auf einem Grundstück höher ist als der 

durch Addition gebildete Anschlusswert, ist die Zahl der Nutzungseinheiten für die 

Festlegung der Bereitstellungsgebühr maßgeblich.  

 

§ 15 Abs. 5 regelt, dass eine Nutzungseinheit mit eigenem Nutzungseinheitenzäher 

(Wohnungswasserzähler) separat mit Wassergebühren zu veranlagen ist. Dies 

entspricht der bisherigen Praxis. Allerdings wird hier die Bereitstellungsgebühr für 

das Gesamtgrundstück bestimmt und dann anteilig der Nutzungseinheit 

(Wohneinheit) zugeordnet. Dagegen fällt die Zählergebühr nach Maßgabe von § 15 

Abs. 6 für jede Nutzungseinheit separat an.  

 

§ 15 Abs. 6 regelt die Zählergebühr als zweite Komponente der Grundgebühr, wie 

es sie auch in dem alten Gebührenmodell gab. Die neuen Zählergebührenwerte 

lassen sich der ersten Tabelle entnehmen. Die zweite Tabelle enthält eine 

Überleitung für Zähler, die nach der neuen EWG-Regelung zugelassen sind. Sind 

mehrere Zähler vorhanden, werden die Zählergebührenbeträge addiert, weil sich 

hierdurch die Inanspruchnahme der Vorhalteleistung am besten erfassen lässt.  
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Grundgebühren gegenüber einer Person erfolgt, die eine Wohnung oder eine 

gewerbliche Nutzungseinheit mit eigenem Zähler nutzt. 

 

 

10. § 16 

 

In § 16 wurden die Überschrift und Absatz 1 Satz 1 jeweils klarstellend mit einem 

Zusatz versehen. Hintergrund ist, dass sowohl die verbrauchsabhängigen Gebühren 

nach der Wassermenge als auch die Grundgebühren im Sinne von § 10 KAG 

Benutzungsgebühren (Gebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen 

Wasserversorgungseinrichtung) darstellen. Eine Änderung in der geübten 

Abgabenpraxis ergibt sich daraus nicht.  

 

Durch § 16 Abs. 2 wird die verbrauchsabhängige Benutzungsgebühr festgelegt. 

 

 

11. § 16 a 

 

In dem neuen § 16 a werden Gebühren für Zusatzleistungen geregelt. Die Regelung 

befand sich bislang in § 16 Abs. 3. Da es hierbei jedoch um Verwaltungsgebühren 

im Sinne von § 9 KAG geht, ist es sinnvoll diese Bestimmungen von § 16, der im 

Übrigen nur Benutzungsgebühren regelt, zu separieren. Um die Lesbarkeit der 

Satzung zu verbessern, wird der Katalog der gebührenpflichtigen Tätigkeiten und 

der Gebührensätze künftig in Anhang II abgebildet, worauf § 16 a Abs. 1 verweist. 

In § 16 a Abs. 2 wird klarstellend berichtigt, dass es hier um die Entstehung der 

konkreten Gebührenschuld geht, d. h. nach der Amtshandlung kann der 

Gebührenbescheid erlassen werden. 

 

 

12. § 17 

 

In § 17 Abs. 2 wird klarstellend vermerkt, dass auch bei einer Wasserabgabe für 

vorübergehende Zwecke Benutzungsgebühren erhoben werden. Eine Änderung der 

Abgabenerhebung gegenüber der bisherigen Praxis ist hiermit nicht verbunden. 

 

In § 17 Abs. 3 wird klarstellend vermerkt, dass bei einem Wasserbezug über 

Hydranten-Standrohre für die Bereitstellung der Rohre Verwaltungsgebühren 

nach Maßgabe von § 16 a (neu) und für die Wasserabgabe Benutzungsgebühren 

anfallen. Eine Änderung der Abgabenerhebung gegenüber der bisherigen Praxis ist 

hiermit nicht verbunden. 

 

 

13. § 18 
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auf die neuen Grundgebührenmaßstäbe ankommt. Diese Ergänzung ist notwendig, 

damit bei den Vorauszahlungen alle Maßstäbe des neuen Grundgebührenmodells 

berücksichtigt werden. 

 

 

14. § 19 

 

In § 19 wurde klarstellend präzisiert, dass es hier um die Entstehung des 

Gebührenanspruchs hinsichtlich der Benutzungsgebühren (§§ 15, 16) geht, 

während der Gebührenanspruch hinsichtlich der Gebühren nach § 16 a für 

Zusatzleistungen mit Beendigung der Amtshandlung entsteht.  

 

 

15. § 21 

 

In § 21 werden die Regelungen zur Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren neu 

gefasst. Eine Änderung der Abgabenerhebung gegenüber der bisherigen Praxis ist 

hiermit nicht verbunden. 

 

Der bisherige § 21 Abs. 1 entfällt, weil er eine abgabenrechtliche 

Selbstverständlichkeit (Festsetzung von Grundgebühr und Benutzungsgebühr in 

einem Bescheid) umschrieben hat. 

 

In seiner neuen Fassung verweist § 21 Abs. 1 Satz 1 hinsichtlich der 

Benutzungsgebühren auf die speziellen Regeln in den §§ 15 und 16. 

 

Als Festsetzungszeitraum wird die Kalenderwoche festgelegt (§ 21 Abs. 1 Satz 2). 

 

Dies geschieht vor folgendem rechtlichen Hintergrund: Hinsichtlich der 

verbrauchsabhängigen Benutzungsgebühr ist nach den Vorgaben der 

Rechtsprechung in der Satzung ein Zeitraum festzulegen, für den nach dem 

durchgeführten Wasserverbrauch eine (endgültige) Gebührenfestsetzung erfolgen 

darf. Ohne die Festlegung eines Zeitintervalls für die dauernde Inanspruchnahme 

der Einrichtung fehlt nach der Rechtsprechung ein notwendiges Merkmal im Sinne 

von § 2 Satz 2 KAG für die Entstehung der (konkreten) Gebührenschuld für die 

Benutzungsgebühr (VGH Kassel, Beschluss vom 28.8.1986, Az. 5 TH 1879/86; 

Kommunalabgabenrecht Driehaus-Lichtenfeld § 6 Rn. 721a). Klarstellend hält die 

Regelung in § 21 Abs. 1 Satz 3 und Satz 4 fest, dass somit eine Verbrauchsmessung 

ab dem Beginn der darauffolgenden Kalenderwoche zum Gegenstand einer 

(endgültigen) Gebührenveranlagung gemacht wird und dass die in § 15 genannten 

Jahresbeträge quotal zu berücksichtigen sind. 
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Zeitpunkt entsteht, in dem die Gebührenpflicht geendet hat. 

 

§ 21 Abs. 1 Satz 6 bestimmt klarstellend, dass ein Festsetzungsbescheid auch einen 

Zeitraum von mehr als 12 Monaten umfassen kann. 

 

§ 21 Abs. 1 Satz 7 regelt, dass Vorauszahlungen unter Berücksichtigung des 

bisherigen Verbrauchs zu schätzen sind.  

 

Die weiteren Änderungen in § 21 Abs. 2 bis Abs. 11 enthalten redaktionelle 

Überarbeitungen und klarstellende Ergänzungen. Endgültige Abgabenbescheide 

werden weiterhin einen Monat nach ihrer Bekanntgabe fällig (§ 21 Abs. 11). 

Vorauszahlungsfestsetzungen werden weiterhin in der Regel zehn Tage nach ihrer 

Bekanntgabe fällig (§ 21 Abs. 3). 

 

 

16. § 24 

 

In § 24 wurden die Festlegungen von Gebühren für Arbeiten an den 

Anschlussleitungen, die bislang in Abs. 3 aufgeführt wurden, in den Anhang III der 

Satzung verschoben. 

 

 

17. § 25 

 

In § 25 Abs. 3 wurde die Benennung des Amtes Kämmerei und Steuern gestrichen. 

Die Streichung dient der Klarstellung, dass die Zuständigkeit innerhalb der Stadt 

Kassel nicht durch die Satzung auf eine bestimmte städtische Organisationseinheit 

beschränkt werden soll. 

 

In § 25 Abs. 6 (neu) wurde präzisierend klargestellt, dass der Anschlussnehmer 

auch dann eine Mitteilungspflicht gegenüber der Stadt Kassel hat, wenn sich 

wesentliche Änderungen hinsichtlich des Wasserbedarfs ergeben. 

 

 

18. § 26 

 

In § 26 Abs. 2 wurde klarstellend präzisiert, dass ein Zutrittsrecht der Stadt auf das 

Grundstück des Anschlussnehmers auch dann besteht, wenn die dort vorhandene 

Messeinrichtung ausgewechselt oder überprüft werden muss. 

 

19. § 27 a 
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wonach die Stadt Dritte (z. B. städtische Gesellschaften) bei der Vorbereitung von 

Abgabenbescheiden stärker einbinden darf. Dabei wird die Wortwahl des 

Gesetzgebers in § 6 a Abs. 3 Satz 1 und Satz 3 KAG übernommen. 

 

 

 

 

20. § 28 

 

In § 28 wurden lediglich redaktionelle Korrekturen in § 28 Abs. 1 Buchstaben b und 

d vorgenommen, die keine inhaltliche Änderung der Regelung bewirken. 

 

 

21. § 29 

 

In § 29 wird das Inkrafttreten der neugefassten Satzung auf den 1. Januar 2020 

festgelegt. 

 

Die Änderung des IT-Systems und der Prozesse machen einen Vorlauf von 

mindestens einem Jahr erforderlich. Dieser Zeitraum wird benötigt, um die 

Abrechnungsgrundlagen des neuen Gebührenmodells (Wohneinheiten bzw. 

gewerbliche Nutzungseinheiten) zu erfassen und in das vorhandene 

Abrechnungssystem mit den veränderten Modalitäten zu implementieren. 

Deswegen ist ein Inkrafttreten der Satzung erst zu Beginn des Jahres 2020 

möglich. 

 

Da es sich um eine Satzungsneufassung handelt, ist an dieser Stelle zu regeln, dass 

die bisherige Wasserversorgungssatzung gleichzeitig außer Kraft tritt. 

 

 

22. Anhang I 

 

In dem neuen Anhang I wird das erweiterte Versorgungsgebiet gemäß § 1 Abs. 1 

Satz 3 dargestellt bzw. textlich festgelegt. Ergänzend wird auf die Begründung zu  

§ 1 verwiesen. 

 

 

23. Anhang II 

 

In Anhang II finden sich Detailregelungen zu Gebührensätzen für Zusatzleistungen, 

die bislang in § 16 Abs. 3 enthalten waren. Ergänzend wird auf die Begründung zu  

§ 16 a verwiesen. 

 

24. Anhang III 
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In Anhang III finden sich Detailregelungen in Zusammenhang mit Arbeiten an 

Anschlussleitungen, die bislang in § 24 enthalten waren. Ergänzend wird auf die 

Begründung zu § 24 verwiesen.  

 

Als Anlage 1 zu dieser Vorlage ist die Neufassung der Wasserversorgungssatzung 

beigefügt. Ferner ist eine Darstellung der Änderungen der 

Wasserversorgungssatzung in Synopsenform als Anlage 2 beigefügt. 

 

Die Betriebskommission des Eigenbetriebs KASSELWASSER hat der 

Wasserversorgungssatzung in ihrer Sitzung am 25. Oktober 2018 zugestimmt. 

 

Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 5. November 2018 

entsprechend beschlossen. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 




